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miteinander zu verknüpfen535. Beihilfen- und Vergaberecht stünden noch relativ unabge-
stimmt nebeneinander536. Friktionen seien daher zu vermeiden537. Die vorliegende Untersu-
chung macht es sich nun unter dem Vorzeichen der Dienstleistungen von allgemeinem Inte-
resse und der sozialen Vergabekriterien zur Aufgabe aufzuzeigen, daß Beihilfen- und Verga-
berecht strukturell ineinandergreifen. Ziel ist es hierbei, Beihilfen- und Vergaberecht einer 
Synthese zuzuführen. Um die Querbezüge zwischen Beihilfen- und Vergaberecht anschaulich 
zu machen, erscheint es an dieser Stelle angebracht, knapp Funktion und Struktur des gemein-
schaftlichen Beihilfenregimes darzustellen.  

III. Ratio des gemeinschaftlichen Beihilfenregimes 

Für Verständnis und Einordnung der Art. 87-89 EG in den gemeinschaftsrechtlichen Ge-
samtkontext ist zunächst von Bedeutung, daß das Beihilfenregime Bestandteil des EG-Wett-
bewerbsrechts ist. Während sich das erste Kapitel, Art. 81-86 EG, die private Wirtschafts-
teilnehmer zum Adressaten hat, richtet sich das zweite Kapitel, Art. 87-89 EG, an die Mit-
gliedstaaten538. Nach ständiger Rechtsprechung des EuGH soll das Beihilfenverbot des Art. 
87 Abs. 1 EG verhindern, daß die Mitgliedstaaten die Erfolgschancen der heimischen Wirt-
schaftsteilnehmer optimieren, indem sie diesen Vergünstigungen gewähren, durch die der 
Leistungswettbewerb zwischen den im Binnenmarkt tätigen Anbietern verfälscht wird539. 
Sinn und Zweck des gemeinschaftlichen Beihilfenregimes ist daher der Schutz des Wettbe-
werbs. Das Beihilfenverbot soll allen Wirtschaftsteilnehmern Chancengleichheit gewährleis-
ten und nationalen Protektionismus verhindern540. 

IV. Objektivität des Beihilfenbegriffs 

Art. 87 Abs. 1 EG erfaßt „aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art“. 
Der Begriff der Beihilfe umfaßt damit nicht nur positive Zuwendungen, sondern auch die 
Verschonung von der Leistung an sich geschuldeter Zahlungen an die öffentliche Hand541. 
Nach der Definition des EuGH unterfallen dem Beihilfenbegriff alle staatlichen Maßnahmen, 
welche in verschiedener Form Belastungen vermindern, die ein Unternehmen unter normalen 
Marktbedingungen zu tragen hätte542. Für den Beihilfencharakter einer staatlichen Maßnahme 
ist mithin weder deren äußere Form wie die Ausgestaltung der Zuwendung noch die ihr 
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